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Zur Begründung universeller Menschenrechte im Kontext der Interkulturalität

Die Frage nach der Begründbarkeit
universeller Menschenrechte ist

zugleich die (philosophische) H-age
nach der Geltung fundamentaler Rechtsnor-
men, die ohne den einfachen Verweis auf
die jeweilige Tradition oder Sitte und allein
auf Grund rationaler Einsichten gewonnen
werden sollen. Im Kontext der Interkultu-
ralität ist von Interesse, wie Menschenrech-

te vor dem jeweiligen kulturellen Hinter-
grund zu beurteilen sind oder ob sie unab-
hängig von kulturellen Zusammenhängen
allgemein beurteilt werden können. Dies ist
eine grundlegende Fragestellung interkultu-
reller Philosophie, da sie Antworten sucht,
die, hier gemäß dem wesenhaft universellen
Geltungsanspruch von Menschenrechten,
unterschiedliche Kulturkreise zu Wort kom-
men lassen.

Die Geschichte der Menschenrechte

liest sich allerdings in vielen Darstellungen'
immer noch als eine ursprünglich abendlän-
dische Traditionsgeschichte, die Ergebnis
ganz bestimmter ideengeschichtlicher fara-
digmen sei. Menschenrechte stehen somit
im Spannungsfeld zwischen universellem
bzw. interkulturellem Geltungsanspruch
und ideengeschichtlicher, d. h. kultureller
Bedingtheit. Im Folgenden wird eine Posi-
tion eingenommen, die ich als »bedingten
Universalismus« bezeichnen und zwischen ei-

nern naiven Universalismus westlicher

Wertvorstellungen und einem strikten Kil-
turrelativismus verorten möchte, der das
Konzept der Menschenrechte von vornherein
scheitern ließe. Es-soll der Nachweis er-

Vgl. etwa OBSTREICH (1968) (Literaturangaben S. 66 ff).
Vgl. NUNNER-WINKLER (1994), S. 79-103.

bracht werden, daß es möglich ist, eine dem
Menschenrechtsgedanken zugrundeliegen-
de, transkulturell gültige Normativität anzu-
nehmen, die jedoch mit den verschiedenen
historischen Deklarationen von Menschen-

rechten nicht notwendig in Uber-
einstimmung zu bringen ist.

l DIE ADRESSATEN DER MENSCHEN-
RECHTE: ANTHROPOLOGISCHE
UNIVERSALITÄT

Der Begriff der Menschenrechte be-
zeichnet einen wie auch immer zu kanoni-

sierenden Komplex von Rechtsnormen, die
allein ihrem Wesen nach Anspruch auf uni-
verseile Gültigkeit erheben - in der Formu-
lierung von unveräußerlichen »Grundrech-
ten«, die dem Menschen als Menschen zu-

konimen. Diese vermag jedwede Abgren-
zung räumlicher, gesellschaftlicher, ge-
schlechtlicher oder kultureller Art zu trans-

zendieren. Die Frage nach dem Adressaten
von Menschenrechten erhält in der rechts-

philosophischen Debatte zwei unterschied-
liche Antworten, von denen die eine auf be-

stimmte anthropospezifische Fähigkeiten re-
kurriert, während die andere eine biolo-

gisch fundierte Mitgliedschaft in einer Spezies
zum Kriterium der Zuerkennun? von Men-

schenrechten erklärt. Rawls etwa plädiert
in »A theory ofjusüce« für die erste Variante,
indem er die Geltung der Menschenrechte
von der Moralfähigkeit abhängig macht:
»Die Gerechtigkeit üben können, haben Anspruch
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ENGLISH SUMMARY

Thisarticledealswiththejustifi-
cation of universal human rights

in the context of interculturality. In
the question of validity of human

rights the author maintains a vie-

wpoint describable äs 'conditional

universalism' and locate it bet-

ween a naive universalism of

Western values and a resigned
strictculturalrelativism. While

pointing out the con-

tingency of the histo-

rical evolution of

ideas concerning

human rights in the
West and demonstra-

ting the obvious theo-

retical and practical difficulties of
a cultural-relativistic Position,
within which the possibility of

inter-cultural validity of norms is

generally denied, the author

continued on p. 67

darauf, daß ihnen Gerechtigkeit widerfahre. «:
Das Kriterium der Moralfähigkeit wird hier
als hinreichendes Kriterium für die Bestim-

mung von Rechtssubjekten gefaßt, das
durch Angehörige aller ISulturen, nicht aber
durch Tiere erfüllt werden kann. Jedoch,
und hier wird ein solcher Ansatz problema-
tisch, u. a. auch nicht von Säuglingen oder
Geistesgestörten. Diesen ausgegrenzten ftr-
sonengruppen könnten nur unter Zuhilfe-
nähme eines weiteren Konzeptes, etwa des
Mitleids, Menschenrechte zugesprochen
werden. Wie hier ist allgemein zu beob-
achten, daß das spezifisch Menschliche in
Bestimmungen der menschlichen Natur, die
das Kriterium der Artzugehörigkeit zu um-
schiffen versuchen, regelmäßig nicht völlig
aufgeht. Es bleibt immer ein ebenso will-
kürlicher wie unverantwortlicher »Rest«,
der dann unter einer Zusatzbestimmung
wieder in den biologisch definierten Be-
reich der Spezies hineingeholt wird bzw (in
unbewußter Anerkennung dieses exakteren
biologischen Kriteriums) werden muß.

Einfacher und der Verteidigung des univer-
seilen Wesens der Menschenrechte einzip anpe-

messen wäre damit das u.a. von Robert Spae-
mann5 verta-etene zweite t^-iterium der Gat-
tungszugehörigkeit. Nur diese Bereichsbe-
Stimmung der Adressaten von Menschenrech-
ten vermag Willkür und unverantwortliche,
wenn auch nur begriffliche Ausgrenzungen zu
vermeiden.

2 ZUM VORWURF DES KULTURIMPEPJA-
LISMUS

Wer den universalen Charakter der

Menschenrechte begründen will, muß sich
mit einem Argument auseinandersetzen, das
vor allem von Angehörigen außereuropäi-
scher Kulturen vorgebracht wird und einen
Vorwurf impliziert, dessen tatsächliche Be-
rechtigung eine sorgfältige Prüfung verlangt.
Die Menschenrechte, jedenfalls in der
Form, wie sie gegenwärtig etwa in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte
der Vereinten Nationen artikuliert werden,
seien nicht universaler Bestandteil aller Rjl-
turen, sondern auf Grund ihrer westlichen
Provenienz allein dem euroamerikanischen

Kulturkreis zuzuordnen. Ihr universeller

Geltungsanspruch sei damit hinfällig bzw
die Durchsetzung ihrer Anerkennung in der
übrigen Welt als Fortsetzung jenes aggressi-
ven westlichen Kulturimperialismus der Ko-
lonialzeit anzusehen. Das Oktroyieren der
in den Menschenrechtskatalogen aufschei-
nenden spezifisch westlichen Werte stehe
mit der Aufrechterhaltung kultureller Iden-
titäten nichteuropäischer Völker im Wider-
Spruch.6

Um einem solchen Vorwurf des Kultu-

rimperialismus in Menschenrechtsfragen zu
begegnen, mag von drei verschiedenen Ebe-
nen aus argumentiert werden:

3 RAWLS (1975), S. SOS.

Vgl. Siegfried KÖNIGS Versuch, in diesem Zusammenhang eine »zeitliche Dimension von fersonalität« ins Spiel zu bringen:
KÖNIG (1994), S. 319.
5 SPAEMANN (1989), S. 203-221.
6 Vgl. BlELEFELDT (1996), S. 33.



2. 1 MENSCHENRECHTE IM DlSSENS DER

EUROPÄISCHEN KULTUR

In der Absicht, einer ungerechtfertigten
Vereinnahmung der Menschenrechtsidee
durch den Westen entgegenzutreten, weist
Heiner Bielefeldt in seinem Aufsatz »Auf dem

^e.ae zum interkulturellen Menschenrechtskonsens«

auf die Tatsache hin, daß die wesdiche Ideen-

geschichte »als eine Folge kontingenter Ereignisse«
begriffen werden müsse, »die keineswegs >selbst-
verständlich in die Menschenrechtskatahge der Neu-
zeit mündeten« . Die Glaubenskriege im Gefol-
ge der Reformation, Zwangsvertreibungen
von Andersgläubigen und die spätere Unter-
drückung durch die Herrschaft des absoluti-
stischen Staates, das soziale Elend der indu-

striellen Revolution sowie in jüngster Zeit das
Aufkommen eines unmenschlichen modernen

Staatsapparates im nationalsozialistischen
Deutschland seien als historische Momente

elementarer Unrechtserfahrungen aufzufas-
sen, die mehr oder minder als zufällig bzw als
nicht notwendig oder selbstverständlich aus

der abendländischen Kultur hervorpepanpen

anzusehen seien. Indem sie in der europäi-
sehen Geschichte auftraten und den Hinter-

grund für die Menschenrechtserklärungen
Nordamerikas (1776), Frankreichs (1789)
und der Vereinten Nationen (1948) abgaben,
seien sie noch lange nicht zu einer progessiven
Ereignisfolge anzuordnen, die in Begriffen ei-
nes in der europäischen Kultur angelegten
»Fortschritts« interpretierbar wäre.9 Vielmehr
stießen die Menschenrechtsforderungen des

18. und 19. Jahrhunderts auf massiven Wider-
stand von verschiedenen Seiten, allen voran

den Kirchen, die gerade als kulturtragende In-
stitutionen ihnen mit besonders viel Skepsis
und sogar offener Ablehnung gegenüberstan-
den. Menschenrechte mußten (und müssen)

auch im Westen gegen vielfältige Widerstände
erkämpft werden. Die Menschenrechtsidee
erscheint somit als nicht unauflöslich mit der
abendländischen ICultur verbunden, sondern
erweist sich vielmehr zum Teil als ihr wider-

sprechend. Bezüglich seiner praktischen Um-
Setzung könnte somit der Gedanke der Men-
schenrechte als aus der Abhängigkeit der eu-
ropäischen Kultur befreit gedacht werden.
Damit würde sich Aussicht auf die Möglich-
keit erschließen, ihn grundsätzlich auch in an-
deren Kulturen vorzufinden. Gegen diese Ar-
gumentation ließe sich allerdings einwenden,
daß aus dem internen Wertedissens einer Kul-

tur noch keineswegs darauf geschlossen wer-
den kann, daß es sich bei den umstrittenen
Normen um nicht kontextspezifische handelt.
These und Antithese können beide derselben

Kultur entstamnien. ohne daß durch ihre

Kontradiktion eine von beiden ihre kulturelle

Eigentümlichkeit verliert. Die Tatsache des
Widerstandes gegen die Menschenrechte in-
nerhalb Europas macht daher noch keine Aus-
sage über ihre Kulturunabhängigkeit. Aus die-
sem Grunde halte ich zwar die vorgeschlagene
Argumentationsstrategie für nur bedingt über-
zeugend, die ihr innewohnende Intention je-
doch für sehr viel versprechend, nämlich die

BlELEFELDT(1996), S. 35.

Vgl. BlELEFELDT (1993), S. 167 f. vgl. auch BlELEFELDT (1996), S. 36.
BlELEFELDT (1996), S. 37.

0 BlELEFELDT (1993), S. 166.

argues that transcultural empiri-

cal studies, however, show that

some moral decisions are based

on implicit intuitions which are

universally valid and thus may

justify certain human rights.

Within a contentious field a uni-

versal consensus may only be

reached on the levelof discourse.

As discourse ethics obliges to

recognize all those potentially
taking part in the discourse, i.e
human beings of all
cultures no matter

which social class or

which sex they are

belongingto, theaut-

hör argues that the

rules of practical dis-

course provide an effective mea-

sure forjudging certain cultural

practices concerning the justifica-
tion of underlying norms.

Referring to discourse theoiy he

concludes that a justification of
universal human rights is only

possible by universal participation

in it.
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»Das Individuum als solches, die

Menschheit als Ganzes bildet das

eigentliche Rechtssubjektfür die
unveräußerlichen Grundrechte.

Und damit sind, was diese Rechte

betrifft, nicht nur alle ständi-

sehen, sondern auch alle nationa-

len Schranken gesprengt und für
kraftlos und nichtig erklärt.«

Ernst CASSIRER (1929), S. 20 f.

Aussicht auf die Möglichkeit, »humane Motive,
wie sie in der westlichen Tradition schließlich in die
Formulierung der Menschenrechte Eingang gefunden
haben, analog auch in außerwestlichen Traditionen
aufzuspüren'aufzuspüren«.

11

2. 2 NlCHT-WESTLICHE MENSCHENRECHTS-

KONZEfTIONEN

Obwohl ich den Nachweis einer außer-

westlichen Menschenrechtstradition für die

universelle Begründung von Menschenrechten
als zentral bzw am aussichtsreichsten erachte,
kann in dem begrenzten Umfang dieses Auf-
satzes auf die vielfältigen Einbettungen des
Menschenrechtsgedankens in den jeweiligen
Einzelkulturen nicht einmal ansatzweise ein-

gegangen werden. Es sei darum nur auf einige
Titel verwiesen.

Für Aspekte afrikanischer Menschen-
rechtskonzeptionen sei u. a. auf Schriften von
Asmarom Legesse, Dunstan Wai und S. K. B.
Asante hingewiesen. Zur Interpretation der
Menschenrechte aus chinesischer Sicht auf

Beiträge von Chung-Shu Lo und Shao-Chuan
Lengs Darstellung des traditionellen Revoluti-
onsrechts. Schließlich Fouad Zakarias Versuch

einer Rückführung des Menschenrechtsge-
dankens auf die koranische Tradition des Is-
lam und Abul A'la Mawdudis Arbeiten zu ei-

nern entsprechenden Projekt. Mit dem
Buddhismus und seinem Bezug zur Men-
schenrechtsidee setzt sich beispielsweise Sulak

UBIELEFELDT(1996), S. 35.
12 Vgl. POLLIS & SCHWAB (1980), S. XW, 15.

Vgl. die Literaturhinweise ab Seite 68.
14 MAWDUDI (1976) vgl. auch Heiner BlELEFELD: Schwierigkeiten und Möglichkeiten des Menschenrechtsdenkens im Islam, in: BlELE-
FELDT(1993), S. 173-181.

15 Vgl. DONNELLY (1989) S. 49 f.

Sivaraksa auseinander. Er Rihrt den Nachweis

des für den Menschenrechtsgedanken sub-
stantiellen, grundsätzlich sozialen Charakters
des Buddhismus.

Diese Liste ließe sich weiter fortsetzen.

Abschließend soll jedoch eine häufig geäußer-
te grundsätzliche Kritik überprüft werden, die
sich z. B. bei Jack Donnellys Auseinanderset-
zung mit dem Phänomen nichtwestlicher Hu-
manitätskonzepte findet. Seine Kritik ist im
wesendichen eine Kritik, an ihrer Form. Und

zwar beanstandet er, daß diese Konzepte keine
wirklichen Menschenrechte begründen. Es
handle sich dabei vielmehr durchweg um ge-

wisse moralische Pßichten der jeweils Herr-
sehenden, die aber als solche nicht rechdiche,
im Bedarfsfall gegen die Gesellschaft als Ganze
einklagbare Ansprüche darstellten und inso-
fern mit dem juristischen Begriff von (Men-
sehen-)ÄecAteü nichts zu tun hätten. 15 Abgese-
hen davon, daß ein solchermaßen pauschaler
Vorwurf gegenüber nichtwesdichen Rechtssy-
stemen übeq3 rüft werden müßte und im Ein-

zelfall zu widerlegen wäre, muß man sich fra-
gen, ob eine formalrechtliche Kritik dieser Art
ausreichend ist, außerwestliche Menschen-

rechtskonzepte zu diskreditieren. Zum einen
nämlich wäre dem entgegenzuhalten, daß der
direkte (europäische) Weg, Menschenrechten
über die Zuerkennung unveräußerlicher Rech-
te Geltung zu verschaffen, nicht der einzig
denkmögliche ist. In außerwesdichen Kultu-



ren kommt oftmals der Gemeinschaft als
Rechtssubjekt eine größere Bedeutung zu als
dem Individuum. Die Durchsetzung bestimm-
ter Normen erfolgt in entsprechend größerem
Maße über die Gemeinschaft als Ganzes.
Wenn nun, wie hier, Menschenrechte über ei-

ne strikte gesellschaftliche Verpflichtung ver-
wirklich! werden sollen, so bedeutet dies
nicht, daß sie in der betreffenden Kultur nicht
existieren. Der Zugang zum Problem der
Verwirklichung des Menschenrechtsgedan-
kens wäre damit zwar ein gänzlich anderer,
darum jedoch im Vergleich zur wesdichen Al-
ternative nicht minderwertig.

Es gilt außerdem zu bedenken, daß, wer
die Beheimatung von Menschenrechten in den
jeweiligen Kulturen nachweisen will, eine Be-
gründbarkeit dieser Idee immer im Bereich
der ethischen Grundkonzeptionen der betref-
fenden Kultur suchen wird, unabhängig von
ihrer rechtlichen Umsetzunp. Im Bereich der

Ethik aber ist die Hauptfrage, was getan wer-
den soll, was also zur Norm erhoben werden

soll. Auf dieser »vorrechtlichen« Ebene der

Ethik ist die Frage, ob bestimmte Verhaltens-
normen nun als Ansprüche (= Rechte) oder als
Verpßichtungen interpretierbar sind, noch nicht
entschieden. Sind aber die ethisch-normati-

ven Voraussetzungen erfüllt, so kann man die
betreffenden Normen einer Kultur immer

noch in Begriffen von Rechten formulieren,
selbst wenn sie nur als Pflichten gefaßt wären.

2. 3 SCHWIERIGKEITEN UND IMPLIKATIONEN

EINES KONSEQUENTEN KULTUKRELATIVISMUS
Mit Beginn der 60er Jahre wandten sich

viele Regionalwissenschaften und vor allem
die Ethnologie dem Thema eines »Rechts auf
Andersartigkeit« der entkolonisierten Völ-
ker zu. In diesem Zusammenhang entwickelte
sich eine breite Strömung in den Humanwis-
senschaften, die ihren Ausgangspunkt in einer
rigorosen Kritik des Ethnozentrismus der
westlichen Kulturhatte. Als einer der bekann-

testen Vertreter dieser Richtung ist Claude
Levi-Strauss zu nennen. Charakteristisch für

sie ist die Leugnung der Existenz universeller
Werte und die Behauptung der Undurchläs-
sigkeit der Kulturen. Erklärtes Ziel war es,
sich der Vereinnahmung außerwesdicher Kul-
turen durch den Westen und dem damit ver-

bundenen kulturellen Identitätsverlust der be-

troffenen Völker entgegenzustellen. Vermi-
schung der tailturen wird in dieser Perspekti-
ve als beklagenswert, da dem Erhalt derjewei-
ligen Eigenart und Eigenständigkeit der Kultu-
ren abü-äglich, empfunden. In diesem Sinne
besteht die Zivilisation lediglich in einer »Ko-
existenz von Kulturen (... ), die ein Maximum von

Verschiedenheit untereinander außveisen (... ). Die
Weltzivilisation kann nichts anderes sein als die welt-

weite Koalition von Kulturen, von denen jede ihre
Originalität bewahrt. « Diese theoretische Ab-
schottung der Kulturen gegeneinander impli-
ziert letztendlich die mehr oder minder ver-

Das Verbot, ein Mitglied einer Gemeinschaft zu töten, impliziert das Recht auf Leben aller Gemeinschaftsmitglieder. Umge-
kehrt impliziert auch das Recht auf Leben der einzelnen Mitglieder die \ferpflichtung aller anderen, nicht zu töten. Pflichtver-
säumnisse können strafrechtlich dieselben Konsequenzen haben wie Rechtsverletzungen.
17Vgl. ABOU(1995).
18ABOU(1995)S. 25.
19 CIaude LEVI-STRAUSS in Smkturale Anthropologie II, zit. bei ABOU (1995), S. 26.

»Das Recht des anderen, anders

zusein, ist nicht mehr wert als

mein Recht, gleichgültig zu sein,

was eine gemilderte und heuchle-
rische Form der Diskrimination

darstellt. Der von den Relativisten

gepriesene ethnische Selbstbezug

zeigt hier sein wahres Gesicht: er

ist eine andere Form von

Rassismus.«

Selim ABOU (1995), S. 33
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deckte Infragestellung universaler Normen,
wie sie zuni Beispiel in einer der Menschen-
rechtskommision der Vereinten Nationen vor-

gelegten Erklärung der »American Anthropo-
logical Association« 1947 artikuliert wurde:
»Die Absichten, die das Leben eines Volkes lenken,

sind in sich schlüssig hinsichtlich ihrer Bedeutungßir
dieses Volk. Sie können durch keinen anderen Ge-

sichtspunkt, auch nicht durch ewige Pseudo-Wahrhei-
ten, übertrojfen werden.« Der libanesische Phi-
losoph und Anthropologe Selim Abou wendet
ein auf diese Weise eingefordertes »Recht auf
Andersartigkeit« polemisch als Recht aufAbge-
schlossenheit, Unterdrückung und Tod, wenn
es doch jegliche Unterdrückung legitimieren
könne, die eine Gesellschaft im Namen ihrer
Kultur über ihre Mitglieder ausübt. Die Ge-

fahr einer intellektuellen Rechtfertigung dieser
Art »Apartheid«-Politik ist sicherlich nicht von
der Hand zu weisen. Seine Brisanz gewinnt ein
solcher Vorwurf vor allem vor dem Hinter-

grund der Tatsache, daß ein solches Recht auf
Andersartigkeit etwa in der Frage der Geltung
von Menschenrechten diejenigen Völkei; in de-
nen traditionelle Gemeinschaftsformen einmal
durch moderne Staaten ersetzt wurden, schuta-

los einer Staatsmacht ausliefern würde, gegen
deren Herrschaftsansprüche traditionelle
Normregelungen unwirksam sind. Auf diesen
Zusammenhang von Menschenrechten und der
Verbreitung ökonomischer und staatlicher
Strukturen wesdicher Provenienz weist übri-

gens auch DonneUy hin.

20Zit. beiABOU(1995), S. 33.
21ABOU(1995), S. 31.
22 DONNELLY (1989), S. 64.
23 NUNNER-WINKLER (1994), S. 80.
24 NUNNER-WINKLER (1994), S. 79, 83.

3 ZUR UNIVERSALITÄT MORALISCHER
INTUITIONEN: REICHWEITE UND
GRENZEN

3. l UNIVERSELLE MORALISCHE INTUITIONEN

Das positivierte Recht, in welcher Form
auch immer, ist stets Ausdruck einer besonde-

ren moralischen Normierung; anders ausge-
drückt: Eine bestimmte moralische Haltuns

geht der Rechtsetzung immer voraus und be-
stimmt bzw. formt diese. Insofern nimmt die

Frage nach der Gültigkeit von Menschenrech-
ten grundsätzlich Bezug auf die Frage nach der
Gültigkeit moralischer Normen. Gertrud
Nunner-Winkler, die diesen Zusammenhang
untersucht hat. bezieht eine Position. die sie

als »qualifizierten Universalismus« bezeichnet.
Sie verortet ihre Position in der Mitte zwi-

sehen einem strikten Relativisn-ius, der bestreitet,

»daß im Falle konfligierender Wertorientierungen ra-
tionale Konßiktlösungen möglich sind«, und einem
strikten Universalismus als These, »daß in morali-
sehen Fragen Konsens stets erzielbar sein müsset .
Zur Begründung eines »Kernbestandes« uni-
verseller Normen verweist sie auf kulUirüber-

greifende enipirische Studien, die nachweisen,
daß Kinder unterschiedlichster Kulturen

übereinstimmend über bestimmte moralische

Intuitionen verfiigen, die ihrer Überzeugung
nach sanktionsunabhängig und indisponibel
sind. So herrschte etwa bei allen an der Un-

tersuchung beteiligten Kindern die Auffas-
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sung, daß es falsch oder unmoralisch sei, ein
anderes Kind zu schlagen, auch wenn die be-
treffenden Autoritäten dies erlaubten. Of-

fenbar gibt es schon früh in der kindlichen So-
zialisation Vorstellungen von so etwas wie
»Vor«- bzw. »Uberpositivität«, wie sie in den
verschiedensten Naturrechtstheorien eine

konstituierende Rolle spielen.
Die zeitgenössische Rechtsphilosophie

nimmt die Behauptung vorpositiver Rechte -
nach dem unübersehbaren historischen Schei-

tern eines reinen Rechtspositivismus an der
Möglichkeit eines nach geltendem Recht legi-
timierten (z. B. nationalsozialistischen) Un-
rechtsstaates - erneut ernst. Sei es in Form ei-

ner nach modernen Gesichtspunkten vorge-
nommenen Aktualisierun? der als überholt

geltenden Naturrechtslehre, die aus einem ge-
gebenen Sein unzulässigerweise auf ein Sollen
schließe (naturalistischer Fehlschluß). Sei es in
der Forderung nach »außerstaatlicher Norma-
tivität« , der als normativer Maßstab jegliche
staatliche Ordnung, d. h. alles positive Recht,
unterworfen sein müsse. Nun ist es bezeich-

nend, daß das Konzept der Menschenrechte in
Europa historisch aus der Naturrechtsdebatte
hervorgegangen ist. Das sowohl für die Natur-
rechtslehre wie für die Idee der Menschen-

rechte konstitutive Element einer präpositiven
Normativität, die vor aller und gegebenenfalls
gegen jede Rechtsautorität zu befolgen ist, er-
weist sich somit universell und transkulturell

25 Vgl. Turiel (1983) zit. bei NUNNER-WINKLER (1994), S. 82.
26 Siehe STRAUSS (1977), S. 2 - s. auch HART (1970).

als im Verlaufe der kindlichen Sozialisation er-
worbene normativ-moralische Grundstruktur
des Menschen.

Was aber ist nun als Inhalt dieses univer-
seil verbindlichen fernbestandes moralischer

Regeln anzusehen? Laut Nunner-Winkler
gehört als »Minimalbedingung der Funktionsßihig-
keit sozialer Systeme« hierher Z. B. die Einsicht,
daß es unmoralisch sei, andere aus Eigeninter-
esse zu schädigen, oder daß es Pflicht sei, in
akuten Notsituationen zu helfen/

3. 2 »RELATIVISTISCHE GPAUZONE«: GRENZEN

ß£R UNIVERSALITÄT

Einer »relativistischen Grauzone« zuzu-

rechnen seien hingegen Interpretationen spe-
zifischer positiver Pflichten. Während zu den
universell gültigen Normen fast ausschließlich
negative Pflichten gehören, niemandem Schaden
zuzufügen, seien soziale Institutionen und dar-
aus abgeleitete Vorschriften, »die etwa die Be-
kleidung (z. B. Schleier für Moslemjrauen), Essen
(z. B. die Tabuisierung von Schweinefleisch Jiir Ju-
den). Formen geschlechtsspezißscher Arbeitsteilung
(z. B. Vorschrift en, die die Frauen an das Haus bin-

den), das Sexualverhalten (z. B. Monogamie (... ))
betreffen« , kulturrelativ. Wollte man solchen
kulturellen Praktiken entgegenü-eten, so ginge
es nur um eine Erweiterung von Freiheits-
Spielräumen bzw. eine »Erhöhung der Glücks-
möglichkeiten« (etwa in der Ermöglichung
höherer Bildung auch für R-auen), nicht um

Siehe KÖNIG (1994), S. 45.

! NUNNER-WINKLER (1994), S. 82.
' NUNNER-WINKLER (1994), S. 85, 91.
)NUNNER-WINKLER(1994), S. 100.

Heiner BIELEFELDT (1996):

Auf dem Wege zum interkulturel-

len Menschenrechtskonsens

in: Wolfgang KEIM [Hg.]: Jahrbuch
für Pädagogik 1996: Pädagogik in
multikulturellen Gesellschaften

Frankfurt/Berlin/Bern

Benezet BUJO (1991):

Afrikanische Anfragen an das

europäische Menschenrechts-

denken
in: Johannes HOFFMANN (1991),

S. 211-224

Ernst CASSIRER (1929):

Of'e Idee der republikanischen
Verfassung
in: E. RUDOLPH &

H. J. SANDKÜHLER

(Hg. ): Symbolische

Formen, mögliche
Weiten-Ernst

Cassirer, Hamburg
1995

Jack DONNELLY (1989):

Universal Human Rights in

Theory and Practice

Ithaca/London

Jürgen HABERMAS (1983):
Moralbewußtsein und kommuni-

katives Handeln

Frankfurt am Main



Johannes Huxoll:

Ki.iluit-Ini]. :)erial) " iis u Kij i'url l''eJ.ativi-. tT

Jürgen HABERMAS (1984):

Vorstudien und Ergänzungen zur
Theorie des kommunikativen

Handelns

Frankfurt am Main

Jürgen HABERMAS (1984):
Moralität und Sittlichkeit

in: W. KUHLMANN (Hg.): Moralität
und &W/c/)*erf, Frankfurt 1986

Johannes HOFFMANN (Hg. )(1991):
Begründung von Menschen-

rechten aus der Sicht unter-

schiedlicher Kulturen

Frankfurt am Main

Johannes HOFFMANN (Hg. )(1994):
Universale

Menschenrechte im

Widerspruch der
Kulturen

Frankfurt am Main

H. L. A. HART (1970):

Are There Any Natural Rights
in: A. l. MELDEN (ed. ): Human

Rights, Belmont 1970, S. 61-75

Siegfried KÖNIG (1994):
Zur Begründung der Menschen-
rechte: Hobbes - Locke - Kant

Freiburg (i. Br.VMünchen

die Pflicht, niemand anderem Schaden zuzii-
fügen. Für die Interpretation von Menschen-
rechten als universell gültigen Normen sei
aber nur Letzteres relevant, insofern es auf die
Frage, worin Glück für den Einzelnen bestehe,
individuell und kulturspezifisch differierende
Antworten gebe und es außerdem keiner Ril-
tur zustehe, »für eine andere zu befinden, wie etwa
Freiheitschancen gegen inner- und außervreltliche
Bindungsverluste zu verrechnen sind«. Auf der an-
deren Seite gebe es jedoch kulturelle Prakti-
ken, »die in Übertretung negativer Pßichten die In-
tegrität der Person beeinträchtigen« und damit
einer Verletzung universell gültiger Normen
gleichkommen. Dazu seien nach Nunner-
Winkler etwa die Tradition der Witwenver-

brennung in Indien zu zählen, die afrikanische
Sitte der Klitorisbeschneidung sowie die Pra-
xis von Menschenopfern in der untergegange-
nen Kultur der Inkas.

Wie aber wäre mit solchen Fällen, in de-

nen eine kulturspezifische Pk-axis mit univer-
seilen moralischen Normen im Konflikt zu

stehen scheint, umzugehen? Das an dieser
Stelle oft vorgebrachte Argument der »H-ei-
Willigkeit« solcher Selbsteinschränkungen
(z. B. des Rechtes auf Unverletzlichkeit) ent-
zieht sich der Uberprüfbarkeit, da Individuen
dahingehend sozialisiert werden können, daß
sie keinen Anspruch auf bestimmte Rechte er-
heben. Andererseits verbietet sich auch die

Durchsetzung eines Verbotes solcher Men-
schenrechtsverletzungen mit politischen
Zwangsmitteln durch die unbedingte AchUing

31 NUNNER-WINKLER (1994), S. 100.

32 Vgl. NUNNER-WINKLER (1994), S. 101.
33WIMMER(1993), S. 255 f£

34Vgl. ARENS(199I).

und universell anzuerkennende eigenständige
Moralfähigkeit von Menschen gleich welcher
Kultur. Eine solche Achtung läßt sich nur zum
Ausdruck bringen, wenn die betreffende Ril-
tur als gleichberechtigte Dialogpartnerin ak-
zeptiert wird, der unterstellt werden kann,
unter Einbeziehung aller relevanten Gesichts-
punkte vernünftige moralische Entscheidun-
gen zu treffen. Damit wäre man als einzig pro-
bates Mittel an einen interkulturell angelegten
Diskurses verwiesen, der im Stande sein
könnte, in einer multikulturell-pluralistischen
Welt mit den Möglichkeiten rationalen Argu-
mentierens zu einem allein rational begründe-
ten Konsens zu führen und in einer postkolo-
nialen Welt durch gewalt- und herrschaftsfreie
Einflußnahnie in vernunftgemäßer Einsicht
begründete Verhaltensänderungen33 zu bewir-
ken.

4 DER BEITRAG DER DlSKURSETHIK

Die Diskursethik, wie sie von Jürgen Ha-
bermas als formalpragmatische, von Karl-
Otto Apel als transzendentalpragmatische ^-
riante vertreten wird, läßt sich auf zweierlei
Art für die Diskussion von Menschenrechten
fruchtbar machen. Menschenrechte sind zum

einen mögliche Inhalte praktischer Diskurse34,
zum anderen läßt sich aber aus den Diskursre-

geln selbst ein Prinzip ableiten, das die Men-
schenrechtediskursiv zu begründen geeignet
wäre. Der den Kantschen Imperativ rezipie-



rende und zugleich über ihn hinausgehende
diskursethische Grundsatz der Universalisier-

barkeit nämlich, nach dem nw »diejenigen Nor-
men Geltung beanspruchen dürfen, die die Zustim-
mung aller Betroffenen als Teilnehmer eines pmkti-
sehen Diskursesßnden könnten« , führt zu einem
Katalog von Verfahrensregeln, die ein funda-
mentales Menschenrecht zum Ausdruck brin-

gen. Diese Regeln des praktischen Diskurses
formuliert Habermas im Anschluss an Robert

Alexy so: »(3. l) Jedes sprach- und handlungsfähi-
Subjekt darf an Diskursen teilnehmen.

(3. 2) a. Jeder darf jede Behauptung problematisie-
ren b. Jeder darf jede Behauptung in den Diskurs
einführen, c. jeder darf seine Einstellungen, Wün-
sehe und Bedürfnisse äußern. (3. 3) Kein Sprecher
darf durch innerhalb oder außerhalb des Diskurses
herrschenden Zwang daran gehindert werden, seine
in (3. 1) und (3. 2) festgelegten Rechte wahrzuneb-
men.«

Ein solches Recht auf Beteiligung an prak-
tischen Diskursen und auf gleichberechtigte
Anerkennung als Diskursteilnehmer ließe sich

zum einen als konstituierendes Element jeder
denkbaren Menschenrechtsdebatte bzw als

fundamentales »in die Diskursethik strukturell ein-

gebautes Menschenrecht (... ), das seinerseits nicht
Inhalt praktischer Diskurse, sondern Voraussetzung
ßii ihr Zustandekommen und ihren Vollzug ist, «'
auffassen. Zum anderen könnte es aber auch

als Basis für die Beurteilung gewisser kulturel-
35HABERMAS(1986), S. 18.
36ARENS(1991), S. 70.
"HABERMAS(1984), S. 73.
38ARENS(1991), S. 69f.
39Bu]0(1991), S. 217.
40 ALLGEMEINE ERKLÄRUNG DER MENSCHENRECHTE, Artikel 17,
41 Ebd., Artikel 26, 3.
42 Ebd., Artikel 16, 2.

ler Praktiken dienen, deren Verantwortbarkeit

vor dem Hintergrund des Menschenrechtsge-
dankens umstritten ist. Beides ist gleicher-
maßen ßir unsere Frage nach einer diskursiven
Begründung von Menschenrechten relevant. Ein
universelles Mitwirkungsrecht am Diskurs
vermag die Durchsetzung partikulärer Ansich-
ten zu verhindern. Die Aufhebung von Parti-
kularismen in Menschenrechtsfragen ist, so-
fern Menschenrechte intersubjektiv und
transkulturell gültig sein sollen, in allen denk-
baren Bereichen zu fordern. Sei es a) in der

Heranziehung unterschiedlicher Kulturen, sei
es b) in der Diskursbeteiligung beider Ge-
schlechter bzw aller Klassen und Gruppen in-
nerhalb einer Kultur oder Gesellschaft.

4. / INDIVIDUALRECHTE UND GEMEINSCHAFT

Forderungen der ersten Art kommen zum
Tragen, wenn in der Menschenrechtsdebatte
etwa auf die Gemeinschaftsdimension außer-

europäischer (z. B. afrikanischer) Gesellschaf-
ten hingewiesen wird. Nach dem afrikani-
sehen Philosophen Benezet Bujo entsprechen
die Menschenrechte. »so wie sie vor dem Hinter-

grund des okzidentalen Blickwinkels definiert wur-
den, nicht fjanz der Vorstellung des afrikanischen
Menschen«. Eigentumsrechte , das Recht
von Eltern auf Erziehung ihrer Kinder41 oder
die Einwilligung der künftigen Ehegatten als
(einzige!) Bedingung fiir die Eheschließung42,

l-2.
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wie sie im euroamerikanischen Raum wohl

unwidersprochen akzeptiert werden, sind Ge-
Seilschaften, in denen das einzelne wie das Fa-

milienleben in hohem Maße von der Sippen-
gemeinschaft bestimmt wird, völlig unange-
messen. Solche Rechtserklärungen gehen
nicht von universalen Prinzipien aus, sondern
spiegeln die spezifisch westliche Moraltradi-
tion (die in der Autonomie des Subjekts grün-
det) bzw. kontingente sozialhistorische Ent-
wicUungen des Abendlandes (in dem durch
eine Reihe kontingenter geschichtlicher Ereig-
nisse das Modell der Meinfamilie vorherr-

sehend geworden ist). Die Durchsetzung die-
ser Rechte gegenüber gemeinschaftsbestimm-
ten Kulturen käme einem Versagen ihrer Mit-
wirkungsrechte am praktischen Diskurs gleich
und verstieße somit gegen jenes Recht auf An-
hörung und Berücksichtigung, das Edmund
Arens als das fundamentale Menschenrecht

schlechthin bezeichnet, von dem her sich alle
anderen Menschenrechte begründen lassen.
Eine solche Vorgehensweise wäre dem Vor-
wurf des Kulturimperialismus ausgeliefert.
Schließlich ist es gerade das vielfach - als der
Entfaltung des Individuums und seinen Rech-
ten hinderlich - abqualifizierte Element der
Gemeinschaftlichkeit, das in der außereu-
ropäischen Perspektive eine Institutionalisie-
rung und Isolierung des Alterns und Sterbens,
wie man sie im Westen vorfindet, als (zu
Recht) »unmenschlich« und undenkbar er-
scheinen läßt.44 Allein schon vor diesem Hin-
tergrund gibt der afrikanische Einwand zu be-
denken.

43Vgl. ARENS(1991), S. 70.
44 Vgl. WlMMER (1993), S. 262.
45 NUNNER-WINKLER (1994), S. 101.

4. 2 ZUR DISKURSIVEN BEURTEILUNG

KULTURELLER PRAKTIKEN

Das Mitwirkungsrecht am praktischen
Diskurs über die Menschenrechte ist nun
aber nicht nur transkulturell, sondern auch
intrakulturell, nämlich Geschlechter- und

BClassengrenzen übergreifend, zuzuerken-
nen. Diese Forderung erlaubt es scheinbar,
gewisse Praktiken kritisch zu überprüfen,
in denen zum -Verdacht Anlaß besteht, daß

hier der diskursive Beitrag einer bestimm-
ten Gruppe (nämlich der möglichen Op-
fer) nicht ermöglicht wurde. Beispiele
hierfür wären die Praxis der Witwenver-

brennung in Indien, die afrikanische Praxis
der Mädchenbeschneidung oder der Men-
schenopferkult der alten Inkas. In diesem
Zusammenhang stellt Gertrud Nunnner-
Winkler die Frage: »Würde jedermann zu-
stimmen, daß Witwen verbrannt, Frauen be-
schnitten oder ihre Füße aufgebunden werden,
wenn er nicht wüßte, ob er Mann oder Frau wä-
re? (... ) Wie wird über die Frage, ob das eigene
Leben zu (... ) opfern sei, entschieden? Erfolgt
eine kategoriale Selektion durch die Machthaber
wobei eine Verweigerung durch Todesstrafe oder
sozialen Ausschluß geahndet wird, oder ist Frei-
Willigkeit im Spiel (... )?

Die erstgenannte Kritik Nunner-Wink-
lers, die sich gegen die Ungleichbehand-
lung der Geschlechter wendet, müßte auch
von selten der Diskursethik erhoben wer-

den, da per definitionem alle »sprach- und
handlungsfähigen Subjekte« zum Diskurs
zugelassen sind und eine Einschränkung



auf ein bestimmtes Geschlecht unzulässig
wäre. An diesem Punkt lassen sich jedoch
zwei Einwände anbringen.

Der erste könnte auf das Nichtvorhan-

densein westlich-egalitärer bzw demokra-
tischer46 Strukturen verweisen, die erst ei-
ne gleichberechtigte Mitwirkung aller Be-
troffenen an Entscheidungsprozessen er-
lauben. Hierbei wird meines Erachtens al-

lerdings übersehen, daß von einer solchen
Egalität auf der Ebene der Anerkennung
unterschiedlicher Kulturen im Diskurs

stets Gebrauch gemacht wird, so daß ihre
Verweigerung auf der intrakulturellen Ebe-
ne nicht einsehbar erscheint. Wo auf der

interkulturellen Ebene eine Gleichbehand-

lung einklagbar ist, müßte sie dies konse-
quenterweise auch innerhalb der Kulturen
sein.

Ein anderer Einwand rekurriert auf die
scheinbar tatsächlich nachweisbare R-ei-

Willigkeit bestimmter Selbsteinschränkun-
gen von Rechten, sei es des Rechtes auf
gleichberechtigte Mitwirkung am prakti-
sehen Diskurs, sei es eines Rechtes auf Un-
verletzlichkeit der Person. Auf die Proble-
matik dieses Kriteriums ist schon weiter

oben hingewiesen worden. In der Tat kann
durch entsprechende Sozialisation jegliche
Selbstbeschränkung, auch eine, über deren
Unrechtmäßigkeit möglicherweise allge-
meiner Konsens besteht47, hinnehmbar ge-
macht werden. Es müßte also im Diskurs

hinter Tradierung und Sozialisation
zurückgegangen werden, um zu Entschei-
düngen über die moralische Verantwort-
barkeit kultureller Praktiken zu gelangen.

Das würde bedeuten, daß argumentativ von
der historischen Situation ausgegangen
werden müßte, in der die jeweilige Praxis
noch nicht existierte. Nur so könnte man

die aktuelle Normierung einer kritisch-ra-
tionalen Überprüfung aussetzen.

BILANZ

Es ist im Ergebnis davon auszugeben,
daß offensichtlich sowohl in den verschie-

densten Kulturen ansatzweise feststellbare

Menschenrechtskonzeptionen (bzw alter-
native Konzeptionen) expliziert sind, als
auch implizit in moralischen Entscheidun-
gen Intuitionen universelle Gültigkeit ha-
ben, die gewisse Menschenrechte (wie zum
Beispiel das Recht auf körperliche Unver-
sehrtheit) unter Rekurs auf die Maxime,

»niemandem Schaden zuzufügen«, zu be-
gründen vermögen. Innerhalb eines stritti-
gen Bereiches, der »kulturrelativistischen
Grauzone«, ist jedoch ein universeller
Konsens, wie er in diesem normativen

Kernbereich faktisch vorliegt, nur auf der
Ebene des Diskurses (idealerweise) zu er-
reichen oder, sollte sich dieses Ziel als uto-

pisch und unerfüllbar erweisen, zumindest
anzunähern. Die Diskursethik verpflichtet
zur Anerkennung aller potentiell am Dis-
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Es ist in diesem begrenzten Kahmen nicht möglich, den Zusammenhang von Menschenrechten und Demokratie zu erörtern.
Ein solcher Zusammenhang wird jedenfalls entweder bestritten, wie etwa von Siegfried KÖNIG (s. KÖNIG [1994], S. 37 f. ) oder
nahe gelegt, wie z. B. auch in dem Aufsatz von Edmund ARENS (1991, S. 70, 73).

Man denke hier etwa an eine Praxis wie die der »Selbstopferung«, zu der in gewissen pseudoreligiösen Sekten aufgefordert
wird und die offensichtlich ausschließlich zum persönlichen Nutzen des jeweiligen Sektenführers bzw seines Umkreises gereicht.
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kurs Beteiligten. Dieser Ansatz verspräche,
eine Begründung universeller Menschen-
rechte durch universelle Beteiligung an ihr
leisten zu können. Allerdings hätte dies zur
Konsequenz, daß die Menschenrechte, wie
sie in aktuellen Katalogen gefaßt sind, mo-
difiziert werden müßten. Und zwar zugun-
sten der Ermöglichung kultureller Diver-
sitäten in Vermeidung kulturellen Iden-
titätsverlustes, das heißt zu Lasten einer

ethnozentristischen Verabsolutierung west-
licher Lebens- und Kulturformen. Dies et-
wa in der Anerkennung außereuropäischer
Gemeinschaftsformen (wie etwa der afri-
kanischen), die auch formal zum Ausdruck
kommen müßte. Eine solche formale An-
erkennung würde in concreto die Abwand-
lung von Artikeln bezüglich Eigentums-,
Erziehungs- und Eheschließungsrechten,
wie sie z. B. in der »Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte« formuliert worden

sind, bedeuten, da sie das Gepräge westli-
eher Kultur tragen und keine Allgemein-
gültigkeit beanspruchen können. Damit
verlieren sie allerdings nicht die Bedeu-
tung, die sie als Grundrechte westlicher Natio-
nalstaaten mit überpositivem Geltungsan-
Spruch ausstattet. Insofern erscheint auch
ihre Aufnahme in den Katalog der europäi-
sehen »Konvention zum Schütze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten« durch-
aus legitim.

Abgesehen von den teils berechtigten,
teils unberechtigten Einwänden gegen eine
universelle Begründung von Menschen-
rechten scheint mir allerdings in der Men-

schenrechtsdebatte ein Moment unter-
schlagen zu sein, das die Funktion von Men-
schenrechten betrifft und für ihre ange-
messene Beurteilung von fundamentaler
Bedeutung ist. Menschenrechtskataloge
sind nicht als kulturpolitische Manifeste
anzusehen, die bestimmte Kulturformen
für alle Zeiten und alle Völker als verbind-
lich festzuschreiben beabsichtigen. Sie sind
aus der historischen Notwendigkeit er-
wachsen, nach dem Aufkommen moderner

Staatssysteme den Menschen vor deren
Macht, also im Prinzip vor einer bestimmten
»Kulturform«, nämlich der staatlich-politi-
sehen, zu schützen. Die Diskussion der
Menschenrechte darf nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß die menschenverachten-
den Praktiken repressiver Regimes prinzi-
piell Menschen jeglicher Kultur bedrohen.
Die ernsthafte philosophische Debatte
darf nicht darauf hinauslaufen, in Verken-
nung dieser Gefahr argumentative Mittel
zur Aufweichung solcher Menschenrechte
bereitzustellen, die gewissen Despoten An-
laß geben könnten, unter dem Deckmantel
der kulturellen Autonomie die Unter-
drückung ganzer Völker zu rechtfertigen.
Nichts wäre unverantwortlicher und men-
schenverachtender, als mit dem Hinweis
auf die Kulturbedingtheit der Menschen-
rechte die Praktiken des Terrors und der
Repression zu relativieren.
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